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Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung der Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvSAbwicklungsgesetz - BvSAbwG) 


A. Problem und Ziel 

Nachdem die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben ihren 
Privatisierungsauftrag erledigt hat, wird die Anstalt auf ein Abwicklungsver- 
mögen reduziert. 

B. Lösung 

Die bisherigen Organe der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben, Präsident und Verwaltungsrat, werden abgeschafft. An die Stelle des 
Präsidenten treten ein oder mehrere Abwickler. Außerdem werden die Regelun- 
gen zur Übertragung von Aufgaben und Vermögenswerten und zur Auflösung 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben modifiziert. Die 
Änderungen der weiteren Vorschriften (Artikel 2 bis 4) dienen der Bereinigung 
von bestehenden Regelungen im Interesse einer zügigen Erledigung der Ab- 
wicklungsaufgaben. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Restaufgaben werden wie bislang von verschiedenen Geschäftsbesorgem 
wahrgenommen, so dass hierfür keine zusätzlichen Kosten anfallen. Sofern das 
Bundesministerium der Finanzen nicht sich selbst, sondern einen oder mehrere 
andere Abwickler bestellt, erhalten diese eine Vergütung. Im Gegenzug werden 
die Vergütung des Präsidenten und die Kosten für den Verwaltungsrat einge- 
spart, so dass insgesamt geringere Kosten entstehen. 

2. Vollzugsaufwand 
Keiner 
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E. Sonstige Kosten 

Im Bereich der Wirtschaft entstehen keine Kosten. Auswirkungen des Gesetzes 
auf Einzelpreise, das Preisniveau sowie für Verbraucherinnen und Verbraucher 
sind ebenfalls nicht zu erwarten. 

F. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Gleichstellungspoltische Auswirkungen sind nicht zu erwarten, da das Gesetz 
keinen unmittelbaren Bezug zu Personen hat. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, 



Juni 2003 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung der Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
(BvSAbwicklungsgesetz - BvSAbwG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 788. Sitzung am 23. Mai 2003 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung der Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvSAbwicklungsgesetz - BvSAbwG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Treuhandgesetzes 

Das Treuhandgesetz vom 17. Juni 1990 (BGBl. I S. 300), 
zuletzt geändert durch Artikel 298 der Verordnung vom 
29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785, 2851), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Das Bundesministerium der Finanzen erlässt 
nach Anhörung des oder der anderen Abwickler die Ge- 
schäftsordnung der Anstalt.“ 

2. § 2a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Der Vorstand 
der Treuhandanstalt stellt“ ersetzt durch die Wörter 
„Der oder die Abwickler der Anstalt stellen“. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter „des Vorstandes und 
des Verwaltungsrates“ ersetzt durch die Wörter „des 
oder der anderen Abwickler“. 

3. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Abwickler der Anstalt 

Das verbliebene Vermögen der Anstalt wird durch das 
Bundesministerium der Finanzen oder einen oder 
mehrere vom Bundesministerium der Finanzen zu be- 
stellende andere Abwickler abgewickelt. Der oder die 
Abwickler vertreten die Anstalt im Rechtsverkehr.“ 

4. § 4 wird aufgehoben. 

5. § 23a wird aufgehoben. 

6. § 23b wird § 23a und wie folgt gefasst: 

„§ 23a 

Übertragung von Vermögenswerten, Auflösung 

(1) Die Anstalt kann ihr Vermögen im Wege der Ge- 
samt- oder Teilrechtsnachfolge jeweils als Gesamtheit 
unter genauer Bezeichnung und Aufteilung der Gegen- 
stände des Aktiv- und Passivvermögens auf den Bund, 
Einrichtungen des Bundes oder Kapitalgesellschaften, 
deren Geschäftsanteile oder Aktien sich mehrheitlich 
unmittelbar oder mittelbar in der Hand des Bundes be- 
finden, übertragen. Der zwischen der Anstalt und dem 
Rechtsnachfolger zu schließende Übertragungsvertrag 
bedarf der Schriftform; § 311b Abs. 3 und § 415 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches finden keine Anwendung. 
Mit der Übertragung tritt der Rechtsnachfolger in alle in 
Bezug auf die Vermögenswerte bestehenden Rechte und 
Pflichten der Anstalt ein. Für nach Satz 1 auf Einrichtun- 
gen des Bundes oder Kapitalgesellschaften übertragene 


Verbindlichkeiten haften der Bund und der Rechtsnach- 
folger unbeschadet einer abweichenden Regelung im 
Innenverhältnis als Gesamtschuldner. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen löst die An- 
stalt nach vollständiger Abwicklung oder Übertragung 
ihres Vermögens auf. Die Auflösung ist im Bundesanzei- 
ger bekannt zu machen.“ 

Artikel 2 

Änderung des Vermögensgesetzes 

§ 6 des Vermögensgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 21. Dezember 1998 (BGBl. I S. 4026), das 
zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 21. August 2002 
(BGBl. I S. 3322, 3332) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In Absatz 5c Satz 2 wird nach dem Wort „wird“ ein 
Strichpunkt und folgender Halbsatz angefügt: 

„die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben kann die Löschung oder Übertragung der staat- 
lichen Beteiligung auf die Gesellschafter oder deren 
Rechtsnachfolger verlangen, wenn diese nicht innerhalb 
eines Jahres nach Bestandskraft der Entscheidung über 
die Rückgabe oder die Entschädigung, frühestens binnen 
eines Jahres nach dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
dieses Änderungsgesetzes nach Artikel 5 Satz 2] von 
ihren Rechten nach Halbsatz 1 Gebrauch gemacht 
haben.“ 

2. Absatz 6a wird wie folgt geändert: 
a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Rückgabe erfolgt gegen Zahlung eines Betrages 
in Höhe der dem Vermögensgegenstand direkt zu- 
rechenbaren Verbindlichkeiten des Verfügungsbe- 
rechtigten, zu dessen Vermögen der Vermögens- 
gegenstand ab 1. Juli 1990 gehört oder gehört hat, 
sowie eines Teils der übrigen Verbindlichkeiten die- 
ses Verfügungsberechtigten; der Zurechnung steht 
nicht entgegen, dass eine Umwandlung des Ver- 
fügungsberechtigten erst nach dem 1. Juli 1990 statt- 
gefunden hat oder der Vermögensgegenstand im Zeit- 
punkt der Rückgabe nicht mehr in seinem Eigentum 
steht; die Zahlung erfolgt an den Inhaber der Anteile 
an dem Verfügungsberechtigten, im Falle der Veräu- 
ßerung der Anteile an dem Verfügungsberechtigten 
an den Inhaber der Anteile zum Zeitpunkt der Um- 
wandlung; die Zurechnung des Teils der übrigen Ver- 
bindlichkeiten bestimmt sich im Wege der quotalen 
Zurechnung nach dem Anteil des Wertes des heraus- 
zugebenden Vermögensgegenstandes am Gesamtwert 
des Vermögens dieses Verfügungsberechtigten; für 
die quotale Zurechnung sind grundsätzlich die Wert- 
verhältnisse und der Bestand der Verbindlichkeiten 
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nach dem Jahresabschluss oder der Liquidationser- 
öffnungsbilanz maßgebend, der oder die dem Zeit- 
punkt der Stilllegung des Verfügungsberechtigten 
oder - wenn keine Stilllegung erfolgt ist - dem Zeit- 
punkt der Rückgabe vorangeht; soweit erforderlich, 
sind die Wertverhältnisse zu schätzen; ist oder war 
der Vermögensgegenstand einem Betriebsteil dieses 
Verfügungsberechtigten zuzuordnen, sind für die 
quotale Zurechnung die Verhältnisse zum Zeitpunkt 
der Stilllegung dieses Betriebsteils maßgeblich; die 
Zahlungsverpflichtung gilt auch in den Fähen, in 
denen das enteignete Unternehmen vor dem 1 . Juli 
1 990 stillgelegt worden ist; Verbindlichkeiten, die am 
29. März 1991 unmittelbar oder mittelbar dem Bund, 
Ländern oder Gemeinden oder einer anderen juristi- 
schen Person des öffentlichen Rechts zustanden, blei- 
ben außer Betracht.“ 

b) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Ist ein Erlös nicht erzieh worden oder unterschreitet 
dieser den Verkehrswert, den das Unternehmen oder 
nach Satz 1 zurückzugebende Vermögensgegen- 
stände im Zeitpunkt der Veräußerung hatten, so 
können die Berechtigten innerhalb eines Jahres 
(Ausschlussfrist) den Anspruch auf Zahlung des Ver- 
kehrswertes gerichtlich gehend machen; übernimmt 
die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben die Verpflichtung nach Satz 3 und dem vor- 
stehenden Halbsatz, bedarf die Schuldübemahme 
nicht der Genehmigung des Berechtigten nach § 415 
des Bürgerlichen Gesetzbuches; die Ausschlussfrist 
beginnt frühestens mit dem [einsetzen: Tag des In- 
krafttretens dieses Änderungsgesetzes nach Artikel 5 
Satz 2], nicht jedoch vor der Bestandskraft der 
Entscheidung über die Rückgabe und dem Tag des 
Zugangs einer schriftlichen, mit einem Hinweis auf 
die Ausschlussfrist und den erziehen Erlös verbunde- 
nen Aufforderung des Verfügungsberechtigten an den 
Berechtigten, den Anspruch gehend zu machen.“ 

c) In Satz 5 werden die Wörter „Satz 5“ durch die 
Wörter „Satz 4“ ersetzt. 


Artikel 3 

Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes 

§ 6 Abs. 2 des Vermögenszuordnungsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 29. März 1994 (BGBl. I 
S. 709), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 
21. August 2002 (BGBl. I S. 3322, 3331) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 

„(2) Örtlich zuständig bei Entscheidungen der Behörden 
des Bundes, auf die die Zuständigkeit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
gemäß § 7 Abs. 6 übertragen worden ist, ist das Verwal- 
tungsgericht Berlin.“ 

Artikel 4 

Änderung des Investitionsvorranggesetzes 

§ 16 Abs. 1 Satz 3 des Investitionsvorranggesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. August 1997 (BGBl. I 
S. 1996), das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 
21. August 2002 (BGBl. I S. 3322, 3332) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 

„Ist ein Erlös nicht erzieh worden, unterschreitet dieser den 
Verkehrswert, den der Vermögenswert in dem Zeitpunkt hat, 
in dem der Investitionsvorrangbescheid vollziehbar wird, 
oder hat der Verfügungsberechtigte selbst investive Maß- 
nahmen durchgeführt, so kann der Berechtigte innerhalb 
eines Jahres (Ausschlussfrist) Zahlung des Verkehrswertes 
gerichtlich gehend machen; die Ausschlussfrist beginnt frü- 
hestens mit dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses 
Änderungsgesetzes nach Artikel 5 Satz 2], nicht jedoch vor 
der Bestandskraft der Entscheidung über die Rückgabe und 
dem Tag des Zugangs einer schriftlichen, mit einem Hin- 
weis auf die Ausschlussfrist und den erziehen Erlös verbun- 
denen Aufforderung des Verfügungsberechtigten an den 
Berechtigten, den Anspruch gehend zu machen.“ 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Artikel 1 dieses Gesetzes tritt am 1 . Januar 2004 in Kraft. 
Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit 

Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga- 
ben hat ihren Privatisierungsauftrag erfüllt. Beginnend mit 
der Umbenennung und Umstrukturierung der Treuhandan- 
stalt durch das Gesetz zur abschließenden Erfüllung der ver- 
bliebenen Aufgaben der Treuhandanstalt vom 9. August 
1994 (BGBl. I S. 2062) in Verbindung mit der Treuhand- 
anstaltumbenennungsverordnung vom 20. Dezember 1994 
(BGBl. 1 S. 3913) arbeitete die Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben ihre Aufgaben zügig ab und 
ließ die restlichen Aufgabenbereiche nach und nach im 
Wege der Geschäftsbesorgung soweit möglich durch private 
und öffentliche Einrichtungen wahmehmen, so dass sich die 
Aufgabe der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben zunehmend auf Steuerungs- und Überwa- 
chungstätigkeit sowie die zentrale Verantwortlichkeit für die 
Finanzierung konzentrierte. Zum 31. Dezember 2000 
schloss die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben ihre letzte Dienststelle und stellte ihre operative 
Tätigkeit ein. Die verbliebenen Restaufgaben werden seit 
diesem Zeitpunkt unter Wahrung der Verantwortung der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben als 
Rechts- und Vermögensträgerin vollständig von verschiede- 
nen Geschäftsbesorgem wahrgenommen. Die Privatisierung 
der Unternehmen ist abgeschlossen, die Überwachung der 
Rechte und Pflichten aus den entsprechenden Verträgen 
wird im Wesentlichen bis 2005 abgeschlossen sein. Ledig- 
lich die von Entscheidungen der zuständigen Ämter abhän- 
gige Rückgabe/Erlösauskehr an Alteigentümer und die Ver- 
äußerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke nach 
dem Ausgleichsleistungsgesetz wird sich bis ins nächste 
Jahrzehnt erstrecken. Mit Beendigung der (operativen) Pri- 
vatisierungstätigkeit und der zunehmenden Abarbeitung der 
verbliebenen Restaufgaben ist eine erneute Strukturanpas- 
sung der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben durch die Reduzierung auf ein Organ (Abwickler) 
angezeigt. 


II. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die ausschließliche Gesetzgebungszuständigkeit des Bun- 
des für die Regelungen des Artikels 1 ergibt sich aus der 
Natur der Sache. Die mit der Wiedervereinigung und der 
Einführung einer Wirtschafts- und Währungsunion einher- 
gehende Verteilung und Privatisierung des volkseigenen 
Vermögens der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik und die Strukturierung der für einen Teilbereich 
zu diesem Zweck errichteten bundesunmittelbaren Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (vormals 
Treuhandanstalt) ist eine Angelegenheit des Bundes, die 
ausschließlich vom Bund einheitlich geregelt werden kann 
und einer partikularen Gesetzgebung durch die Länder nicht 
zugänglich ist. Dies hat der Gesetzgeber bereits in Artikel 
25 des Einigungsvertrages geprüft und bejaht. Die konkur- 
rierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die 
Regelungen der Artikel 2 bis 4 folgt aus Artikel 74 Abs. 1 


Nr. 1, Nr. 9 und Nr. 18 Grundgesetz; für Artikel 3 auch aus 
der Natur der Sache (vgl. hierzu das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 11. März 1997, 2 BvF 2/95). Die vor- 
gesehenen Regelungen enthalten redaktionelle Anpassun- 
gen und Klarstellungen von Gesetzen, für die die Erforder- 
lichkeit einer bundeseinheitlichen Regelung gemäß 
Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz bereits festgestellt wurde. 

III. Gesetzesfolgen 

1. Kosten für den Bund 

Als unmittelbare Folge der Umstrukturierung der Bun- 
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
werden dem Bund im Vergleich zu einer Fortführung der 
Abwicklungsaufgaben durch die Bundesanstalt für ver- 
einigungsbedingte Sonderaufgaben in ihrer bisherigen 
Struktur geringere Kosten entstehen. 

2. Sonstige Kosten 

Keine 

3. Auswirkungen auf die Preise 

Auswirkungen des Gesetzes auf Einzelpreise, das Preis- 
niveau sowie für Verbraucherinnen und Verbraucher sind 
ebenfalls nicht zu erwarten. 


VI. Rechtsvereinfachung 

Keine 


V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen 
Union 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union ver- 
einbar. 


B. Zu den Vorschriften im Einzelnen 

Zu Artikel 1 (Änderung des Treuhandgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Neufassung von § 2 Abs. 4) 

Als Folge der Abschaffung des Verwaltungsrates und des 
Präsidenten erlässt künftig das Bundesministerium der 
Finanzen die Geschäftsordnung der Bundesanstalt für ver- 
einigungsbedingte Sonderaufgaben nach Anhörung des oder 
der anderen Abwickler. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 2a) 

Die Aufstellung des Wirtschaftsplans obliegt künftig dem 
oder den Abwicklern (Absatz 1). Änderungen des Finanz- 
statuts werden nach Anhörung des oder der anderen Ab- 
wickler im Einvernehmen zwischen dem Bundesministe- 
rium der Finanzen und dem Bundesrechnungshof erlassen 
(Absatz 2). 
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Zu den Nummern 3 und 4 (Neufassung von § 3 und 

Aufhebung von § 4) 

Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga- 
ben verfugte bisher über zwei mehrgliedrige Organe, den 
ursprünglich mehrköpfigen Vorstand unter Leitung des Prä- 
sidenten und den 21-köpfigen Verwaltungsrat. Zu Beginn 
führte jedes einzelne Mitglied des Vorstandes den ihm zuge- 
wiesenen Geschäftsbereich in eigener Verantwortung. Dem 
Präsidenten oblag neben eigenen Aufgaben im hoheitlichen 
Bereich die Koordination aller Geschäftsbereiche des Vor- 
standes und die Repräsentation des Vorstandes gegenüber 
der Öffentlichkeit. Der mit Vertretern des Bundes, der Län- 
der, der Wirtschaft und der Gewerkschaften besetzte Ver- 
waltungsrat überwachte und unterstützte die Geschäftstätig- 
keit des Vorstandes. Darüber hinaus bedurften bestimmte 
Geschäfte und Maßnahmen von besonderer Bedeutung sei- 
ner Zustimmung. 

Mit zunehmender Abarbeitung der Restaufgaben wurde der 
Vorstand der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben sukzessive bis auf den Präsidenten reduziert. 
Mit der Übertragung der hoheitlichen Aufgaben des Präsi- 
denten auf andere Einrichtungen des Bundes und der mit der 
Beendigung des operativen Geschäfts einhergehenden 
Schließung der letzten Dienststelle zum 3 1 . Dezember 2000 
nahm der Präsident seither nur noch Kontroll- und Steue- 
rungsfunktionen gegenüber den einzelnen mit der Abwick- 
lung der Restaufgaben befassten Geschäftsbesorgem wahr. 
Durch die Einsetzung eines Abwicklers als künftiges Lei- 
tungsorgan wird die Struktur der Anstalt dem veränderten 
Aufgabenbereich angepasst. Im Interesse einer größtmög- 
lichen Flexibilität wird die Entscheidung über den oder die 
zu bestellenden Abwickler durch eine entsprechende Er- 
mächtigung des Bundesministeriums der Finanzen unterge- 
setzlich geregelt. Damit einher geht, bei der Bestellung 
mehrerer Abwickler, die Festlegung der Geschäftsführungs- 
befugnis. Die Ermächtigung enthält keine Einschränkung 
hinsichtlich des zu bestellenden Abwicklers. In Betracht 
kommen neben dem Bundesministerium der Finanzen so- 
wohl natürliche als auch juristische Personen des Privat- 
rechts oder des öffentlichen Rechts. Im Außenverhältnis ist 
jeder Abwickler uneingeschränkt vertretungsberechtigt 
(Satz 2). Die Rechts- und Fachaufsicht bleibt unverändert. 
Im Falle der Bestellung des Bundesministeriums der Finan- 
zen würde die Rechts- und Fachaufsicht in dem Abwick- 
lungsauftrag aufgehen und, soweit es sich um Maßnahmen 
der Fachaufsicht handelt, wie bisher im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit sowie 
dem jeweils zuständigen Bundesministerium wahrgenom- 
men werden. 

Bis zur Beendigung des operativen Geschäftes der Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben war der 
Verwaltungsrat mit seinen verschiedenen Vertretern erfor- 
derlich. Mit dem Verbleib reiner Abwicklungsaufgaben ist 
die Lenkungs- und Unterstützungsfunktion des Verwal- 
tungsrates entfallen. Die Regelung des § 4 zum Verwal- 
tungsrat wird deshalb ersatzlos gestrichen. Für die noch 
nicht beendete Privatisierung des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens ist die Berücksichtigung von Länderinte- 
ressen durch den bei der Privatisierungsstelle gemäß § 4 
Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Ausgleichsleistungsgesetz eingerich- 
teten Beirat weiterhin sichergestellt. 


Zu Nummer 5 (Aufhebung von § 23a (alt)) 

Der durch Artikel 1 des Gesetzes zur abschließenden Erfül- 
lung der verbleibenden Aufgaben der Treuhandanstalt vom 
9. August 1994 (BGBl. 1 S. 2062) eingefügte § 23a schaffte 
eine größere Flexibilität für aufgabengerechte Strukturände- 
rungen der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben, indem durch Rechtsverordnung Aufgaben (Ab- 
satz 1 ) und Beteiligungen an aufgabenbezogenen Unterneh- 
men (Absatz 2) im Wege der Rechtsnachfolge (Absätze 3 
und 4) auf Dritte übertragen werden konnten. Mit der Erle- 
digung des Privatisierungsauftrages besteht für eine aus- 
schließlich aufgabenbezogene Vermögensübertragung im 
Wege der Rechtsverordnung keine Notwendigkeit mehr. 
Stattdessen schafft der neue § 23a eine vereinfachte Rege- 
lung zur Übertragung der verbliebenen Vermögenswerte 
und Auflösung der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben. 

Zu Nummer 6 (Neufassung von § 23a) 

Nach der Regelung des Absatzes 1 kann die Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben in Anlehnung an 
die Regelungen des Umwandlungsgesetzes ihr Vermögen 
als Gesamtheit im Wege der Gesamt- oder Teilrechtsnach- 
folge auf den Bund, Einrichtungen des Bundes wie 
bundesunmittelbare Körperschaften und Anstalten oder Ka- 
pitalgesellschaften übertragen, die sich unmittelbar oder 
mittelbar mehrheitlich in der Hand des Bundes befinden. 
Mit dem Eintritt des Rechtsnachfolgers in alle Rechte und 
Pflichten übernimmt dieser auch die mit den übertragenen 
Vermögenswerten in Zusammenhang stehenden Aufgaben 
und tritt im Umfang seiner Rechtsnachfolge in die durch 
Gesetz oder Verordnung begründete Rechtsstellung der An- 
stalt ein; damit wird eine sachgerechte Wahrnehmung der 
verbliebenen Aufgaben, insbesondere auch in dem kurz- bis 
mittelfristig nicht abschließend zu erledigenden Reprivati- 
sierungsbereich sichergestellt. Der Bundesanstalt für verei- 
nigungsbedingte Sonderaufgaben wird damit eine größt- 
mögliche Flexibilität eingeräumt, ihr Restvermögen, ausge- 
richtet an dem Ziel einer effizienten und wirtschaftlichen 
Abwicklung, zu liquidieren und/oder zu übertragen. Umge- 
setzt wird die Übertragung durch einen Rechtsakt zwischen 
den Beteiligten. Der schriftliche Übertragungsvertrag, in 
dem auch weitere Einzelheiten geregelt werden, muss hie- 
rauf gerichtet sein. Werden nur Teile des Vermögens als 
Ganzes übertragen, ist eine ausreichende Individualisierbar- 
keit der in ihrer Gesamtheit zur Übertragung anstehenden 
Vermögenswerte des Aktiv- und Passivvermögens z. B. 
durch Bezugnahme auf Bilanzen, Bestandsverzeichnisse 
oder Inventare sicherzustellen. Da es sich hierbei um eine 
gesetzliche Gesamtrechtsnachfolge in das Vermögen oder 
Teile davon handelt, findet der auf die Singularzession aus- 
gerichtete § 415 des Bürgerlichen Gesetzbuches keine An- 
wendung. Dem Gläubigerschutz ist dadurch Rechnung ge- 
tragen, dass der Bund und der Übertragungsempfänger für 
übertragene Verbindlichkeiten der Bundesanstalt für verei- 
nigungsbedingte Sonderaufgaben als Gesamtschuldner haf- 
ten. Damit stehen dem Gläubiger zwei potente Schuldner 
zur Verfügung und ein potentielles Auflösungshindemis für 
die Anstalt wird vermieden. Die Interessen der Schuldner an 
einer kontinuierlichen Geschäftspolitik sind ausreichend be- 
rücksichtigt, indem der Kreis der Übertragungsempfänger 
auf den Bereich der öffentlichen Hand beschränkt wurde. 
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Die Schutzfunktioneil der notariellen Beurkundung des 
§ 311b Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist für den 
Übertragungsvertrag nicht notwendig. Die Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben soll durch Ab- 
arbeitung und gegebenenfalls im Wege der Übertragung ab- 
gewickelt werden, ihre zukünftige wirtschaftliche Betäti- 
gungsfreiheit braucht nicht geschützt zu werden. Schützens- 
werte Anteilseigner wie bei der Umwandlung von Unter- 
nehmen sind ebenfalls nicht vorhanden, der Bund als 
Anstaltsträger verfolgt gerade das Ziel der Abwicklung. Da 
anders als bei der Umwandlung von Unternehmen keine 
Registereintragungen vorzunehmen sind, entfällt auch die 
Notwendigkeit einer vorbeugenden Richtigkeitskontrolle 
durch den Notar. Durch die angeordnete Schriftfonn und die 
Regelung des Satzes 1 zur Individualisierbarkeit ist Beweis- 
sicherheit hinreichend gegeben. Nach Absatz 2 kann die 
Anstalt nach vollständiger Abwicklung oder Übertragung 
ihres Vermögens durch das Bundesministerium der Finan- 
zen aufgelöst werden. Im Interesse der Rechtsklarheit ist die 
Auflösung der Anstalt im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Vermögensgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 6 Abs. 5c Satz 2 
VennG) 

Bislang konnten nur die privaten Gesellschafter die Beendi- 
gung der staatlichen Beteiligung der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik an Personenhandelsgesellschaf- 
ten und damit des Engagements der Bundesanstalt für ver- 
einigungsbedingte Sonderaufgaben verlangen, indem sie 
beantragten, dass die staatliche Beteiligung gelöscht oder 
auf sie übertragen wird. Wurde dieser Antrag nicht gestellt, 
um die damit einhergehende Rückzahlungsverpflichtung der 
staatlichen Beteiligung nicht auszulösen, oder wurde das 
Entschädigungsverfahren abgewartet, konnte die Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben ihre Betei- 
ligung und die damit verbundenen Rechte und Pflichten nur 
durch die Instrumentarien des Gesellschaftsrechts beenden. 
Dieses Abarbeitungshindemis wird mit der neuen Regelung, 
nach der auch die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben die Übertragung auf die privaten Gesell- 
schafter oder die Löschung der staatlichen Beteiligung ver- 
langen kann, beseitigt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a (Neufassung von § 6 Abs. 6a 

Satz 2 VennG) 

Die Ergänzung im 2. Halbsatz stellt klar, dass weder eine 
nachträgliche, zurückwirkende Umwandlung noch die Tat- 
sache, dass sich der Vermögensgegenstand nicht mehr im 
Eigentum des Verfügungsberechtigten befindet, der Zurech- 
nung von Verbindlichkeiten entgegensteht. Die in § 11 
Abs. 3 Treuhandgesetz genannten Wirtschaftseinheiten wur- 
den zunächst unter Treuhandverwaltung gestellt und bis 
zum Außerkrafttreten des Übertragungsgesetzes vom 
22. Juli 1990 (GBl. I, S. 897) von der Umwandlung kraft 
Gesetz ausgenommen. Der zeitweilige Fortbestand des 
Volkseigentums bei diesen Wirtschaftseinheiten war ledig- 
lich ein Schwebezustand, in dem den Kommunen in Verbin- 
dung mit dem am 3. Oktober 1990 außer Kraft getretenen 
Übertragungsgesetz vom 22. Juli 1990 (GBl. I, S. 897) ein 


Zugriffsrecht gegeben werden sollte; die umfassende Haf- 
tung des Vermögens dieser Wirtschaftseinheiten sollte hier- 
durch ebenso wenig beeinträchtigt werden, wie durch die 
der Treuhandanstalt nach § 2 Abs. 1 des Treuhandgesetzes 
obliegende Privatisierung. Nicht ausdrücklich geregelt war 
bislang, wer Gläubiger des Zahlungsanspruches ist. Die 
Ergänzung im 3. Halbsatz stellt in Fortführung der Recht- 
sprechung zu § 6 Abs. 6a Satz 1 (vgl. hierzu das Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 2. August 2001, BVerwG 
7 C2/01) klar, an wen im Falle eines zwischenzeitlichen 
Verlustes der Verfügungsberechtigung durch Veräußerung 
der Anteile sowie in den übrigen Fällen zu zahlen ist: Bei 
Veräußerung der Anteile an den Inhaber der Anteile im Zeit- 
punkt der Umwandlung, das heißt an die Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben; wurden nicht die 
Anteile, sondern nur der Vermögensgegenstand veräußert, 
an den gegenwärtigen Inhaber der Anteile an dem Ver- 
fügungsberechtigten. Dies kann neben der Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben auch eine sonstige 
Treuhandnachfolgeorganisation sein, an die die Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben die An- 
teile im Zusammenhang mit ihrer Umstrukturierung über- 
tragen hat. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass es sich bei der Regelung des Satzes 2 um eine Vor- 
schrift zur Untemehmensrestitution handelt und um Ver- 
bindlichkeiten eines ehemals volkseigenen, umgewandelten 
Unternehmens der Treuhandanstalt. Rechte des privaten 
Erwerbers sind dem jeweiligen Privatisierungsvertrag Vor- 
behalten und zivilrechtlich zu wahren. Die Ergänzung im 
5. Halbsatz stellt klar, auf welcher Grundlage die zu zahlen- 
den Verbindlichkeiten grundsätzlich zu berechnen sind. 
Ergeben sich aus diesen Unterlagen keine hinreichenden 
Anhaltspunkte auf die Wertverhältnisse zu den genannten 
Zeitpunkten, sind diese zu schätzen. 

Zu Nummer 2 Buchstaben b und c (Neufassung von § 6 
Abs. 6a Satz 4 und Änderung von § 6 
Abs. 6a Satz 5 VennG) 

Ist eine Rückgabe des Unternehmens oder einzelner Vermö- 
gensgegenstände aus den in § 6 Abs. 6a Satz 3 genannten 
Giünden nicht möglich und ist kein Erlös erzielt worden 
oder unterschreitet der Erlös den Verkehrswert, können die 
Berechtigten nach Satz 4 Zahlung des Verkehrswertes ver- 
langen. Dieses Verlangen konnte bislang zeitlich unbefristet 
geltend gemacht werden. Mit der Änderung in Satz 4 wird 
mit Inkrafttreten des Gesetzes eine Ausschlussfrist von 
einem Jahr eingeführt, die im Interesse der Berechtigten erst 
in Gang gesetzt wird, wenn kumulativ zwei Voraussetzun- 
gen vorliegen: die Bestandskraft der Entscheidung über die 
Rückgabe und eine schriftliche Aufforderung des Ver- 
fügungsberechtigten an den Berechtigten, den Anspruch 
geltend zu machen, verbunden mit einem Hinweis auf die 
Ausschlussfrist und die Höhe des erzielten Erlöses. Die Än- 
derung des Bezugssatzes in Satz 5 ist eine Folgeänderung 
der Streichung des alten Satzes 3 durch Artikel 1 des Geset- 
zes vom 15. September 2000 (BGBl. I S. 1382). 

Zu Artikel 3 (Änderung des Vermögens- 
zuordnungsgesetzes) 

Die bisherige Regelung des § 6 Abs. 2 Vermögenszuord- 
nungsgesetz zur örtlichen VerwalUmgsgerichtszuständig- 
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keit knüpft an den Sitz des Präsidenten der Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben an. Da mit In- 
krafttreten des Gesetzes die bisherigen Organe der Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben erlöschen, 
wird die örtliche Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts 
Berlin mit der Änderung unmittelbar festgeschrieben, unab- 
hängig vom Sitz der entscheidenden Behörde. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Investitionsvorrang- 
gesetzes) 

Auf die Begründung zu Artikel 2 Nr. 2b wird verwiesen. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Die Umstrukturierung der Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben erfordert einen gewissen Vorlauf 
und im Interesse der Rechtssicherheit einen genau fixierten 
Übergangszeitpunkt, deshalb tritt Artikel 1 dieses Gesetzes 
am 1. Januar 2004 in Kraft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 788. Sitzung am 23. Mai 2003 

beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 

Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 2 Nr. 1 (§ 6 Abs. 5c Satz 2 VermG) 

Artikel 2 Nr. 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Die vorgesehene Ergänzung ist überflüssig. Sie bewirkt 
nicht nur Unklarheiten, sondern ein nicht einschätzbares 
Maß an Mehrarbeit und Prozesskosten für die Länder. 
Durch die vorgesehene Ergänzung wird der Sinn der 
Vorschrift in sein Gegenteil verkehrt, weil der Berech- 
tigte, also das Opfer der Maßnahme, ohne Abwehrbefug- 
nis zu haben, gezwungen wird, der Rechtsnachfolgerin 
des Täters, nämlich der Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben (BvS) als Inhaberin des 
zwangsweise eingeräumten staatlichen Anteils, den An- 
teil abzukaufen. Diese Regelung, die in die privatauto- 
nome Gestaltungsfreiheit der Gesellschafter eingreift, 
birgt erhebliches Konfliktpotential; das Prozessrisiko 
wird als sehr hoch eingeschätzt. 

Dabei besteht, wie die Begründung zutreffend darstellt, 
überhaupt kein Regelungsbedarf, weil die Verhältnisse 
der Gesellschafter untereinander und die Abwicklung 
der Gesellschaft bereits im Gesellschaftsrecht vollstän- 
dig und lückenlos geregelt sind. Die Übertragung gesell- 
schaftsrechtlicher Problemlösungen in das vermögens- 
rechtliche Verfahren belastet die Landesämter zur Rege- 


lung offener Vermögensfragen über Gebühr. Verfahren 
nach § 6 Abs. 5c Vermögensgesetz sind kaum unter 
zwei/drei Jahren abzuschließen, im Prozessfall verlän- 
gert sich die Verfahrensdauer entsprechend. Erschwe- 
rend kommt insbesondere hinzu, dass der BvS die Mög- 
lichkeit eingeräumt wird, sogar noch nach bestandskräf- 
tiger Erledigung der Verfahren den Auseinander- 
setzungsantrag zu stellen. 

2. Zu Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe a (§ 6 Abs. 6a VermG) 
Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe a ist zu streichen. 
Begründung 

Die Regelung trägt nicht zur Klarstellung der ohnehin 
bereits sehr schwer verständlichen Regelung des § 6 
Abs. 6a bei, sondern führt zu zusätzlichen Rechtsunsi- 
cherheiten und damit im Ergebnis zu einer Verzögerung 
der Verfahren bei den Landesämtem zur Regelung offe- 
ner Vermögensfragen. 

Im Übrigen ist nicht nachvollziehbar, warum die Bun- 
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
Gläubigerin des Zahlungsanspruchs sein soll, obwohl sie 
den Vermögensgegenstand oder ihren Anteil an dem 
Unternehmen bereits an einen Dritten veräußert hat. Dies 
entspricht nicht dem Sinn und Zweck der Vorschrift und 
führt zu einer Benachteiligung der Träger der reprivati- 
sierten Unternehmen in den neuen Ländern sowie ihrer 
Gläubiger. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu dem Vorschlag Nummer 1 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. Die 
vorgesehene Ergänzung enthält eine klare und eindeutige 
Regelung. Der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben wird neben den berechtigten privaten Gesell- 
schaftern ein eigenes Antragsrecht eingeräumt, mit dem 
Ziel, sich von den auf sie übergegangenen staatlichen Betei- 
ligungen der ehemaligen DDR zu lösen. § 6 des Vermögens- 
gesetzes (VermG) regelt in den einzelnen Vorschriften die 
Rückabwicklung des seinerzeitigen unter Umständen mehr- 
aktigen Schädigungsvorgangs, wozu auch eine zwangs- 
weise eingeräumte staatliche Beteiligung gehört. Nachdem 
die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
ihren Privatisierungsauftrag erledigt hat, erscheint es auch 
vor dem Hintergrund einer zeitlich steuerbaren Abwicklung 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga- 
ben nicht sinnvoll, dass im Bereich der Reprivatisierung mit 
der Rückgabe des Unternehmens oder von Untemehmens- 
trümmem nur ein Teil des rechtsstaatswidrigen Handelns 
rückabgewickelt wird, auf die Ablösung einer erzwungenen 
staatlichen Beteiligung aber aus in der Regel wirtschaftli- 
chen Erwägungen für nicht absehbare Zeit verzichtet wird. 
Die Initiative zur Auflösung der Beteiligung kann nach der 
Neuregelung sowohl von den privaten Gesellschaftern als 
auch von dem jetzigen Inhaber der staatlichen Beteiligung 
ausgehen. Die Verpflichtung der Gesellschafter, die beim 
Erwerb der Beteiligung erbrachte Gegenleistung zurückzu- 
zahlen, die künftig auch durch einen Antrag der Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben ausgelöst 
werden kann, entspricht dem Giundsatz, dass die Gesell- 
schafter nicht besser gestellt werden sollen als vor dem 
rückabzuwickelnden staatlichen Eingriff. Durch § 8 Unter- 
nehmensrückgabeverordnung ist sichergestellt, dass die Ge- 
sellschafter nicht unzumutbar belastet werden. Die Til- 
gungsverpflichtung beginnt erst 4 Jahre nach bestandskräfti- 
ger Entscheidung über die Rückgabe und wird dann auf eine 
Dauer von 20 Jahren gestreckt. Für die Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben bedeuten diese ehe- 
mals staatlichen Beteiligungen auf unabsehbare Zeit ein we- 
sentliches Abarbeitungshindemis, das sie derzeit nicht steu- 
ern kann. Die gesellschaftsrechtliche Auseinandersetzung 
bietet zu dem beabsichtigten Antragsrecht keine sinnvolle 
Alternative, in dem ohnehin langwierigen gesellschafts- 
rechtlichen Auseinandersetzungsverfahren ist auch der Wert 
der staatlichen Beteiligung von Bedeutung, so dass eine 
Aussetzung bis zur Klärung dieser Frage in dem vermö- 
gensrechtlichen Verfahren nie ausgeschlossen werden kann. 


Wesentliche Mehrarbeit für die Länder ist durch das zusätz- 
liche Antragsrecht der Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben nicht zu erwarten, insbesondere 
bleiben bestandskräftige Entscheidungen unberührt. Unter 
den maximal zu erwartenden 500 Fällen befinden sich auch 
solche, in denen das Antragsrecht der Bundesanstalt für ver- 
einigungsbedingte Sonderaufgaben nicht relevant wird, weil 
die Parteien sich einvernehmlich einigen oder die Berech- 
tigten von sich aus noch den entsprechenden Antrag stellen. 
Bei der Rückgabe von Untemehmen(-strümmern) und der 
Abwicklung von staatlichen Beteiligungen handelt es sich 
um zwei voneinander zu unterscheidende Verfahren. Durch 
das Antragsrecht der Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben werden bestandskräftig abgeschlos- 
sene (Teil-)Bescheide über die Rückgabe von Untemeh- 
men(-strümmern) nicht berührt. 

Zu dem Vorschlag Nummer 2 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. Mit 
den Novellierungen des zweiten und fünften Halbsatzes wird 
im Wesentlichen auf der Grundlage der bestehenden Praxis 
klargestellt, dass bestimmte Umstände einer Zurechnung 
nicht entgegenstehen, und auf welcher Grundlage die quotal 
zuzurechnenden Verbindlichkeiten berechnet werden, so dass 
beide Regelungen zur Vereinfachung der insgesamt sehr 
komplexen Regelung des § 6 Abs. 6a VermG führen dürften. 
Der Begriff des Verfügungsberechtigten im Vennögensgesetz 
ist mehrdeutig. Teilweise wurden Klarstellungen obergericht- 
lich herbeigeführt (§ 6 Abs. 6a S. 1 2. Halbsatz VermG - 
BVerwG 7 C 2/01 vom 2. August 2001) teilweise durch den 
Gesetzgeber (§ 6 Abs. 5c S. 3 2. Halbsatz VermG). Die mit 
der Novellierung des dritten Halbsatzes vorgenommene Klar- 
stellung dürfte somit ebenfalls zu einer Vereinfachung führen. 
Die Auffassung der Bundesregierung wird auch durch die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Mai 
2003 gestützt (BVerwG 8 C 8/02). Auch inhaltlich ist diese 
Klarstellung im Sinne der Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben gerechtfertigt. Die Privatisierungs- 
empfänger bzw. ihre Gläubiger werden durch diese Neurege- 
lung nicht benachteiligt, da in den Privatisierungsverträgen 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
über den Kaufpreis oder die Vereinbarung von Abgeltungsbe- 
trägen für das Risiko einer möglichen Rückgabe von einzel- 
nen Vermögenswerten des Unternehmens Vorsorge getroffen 
wurde. Eine Zahlung an das privatisierte Unternehmen, wie 
in der Begründung der Stellungnahme des Bundesrates gefor- 
dert, würde zu einer doppelten Begünstigung führen. 
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